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Die Mitglieder der Großen Tarifkommission für die Metall- und Elektroindustrie in Baden-
Württemberg haben die wirtschaftliche Situation der Unternehmen der Branche ausführlich 
erörtert. 
 
Darüber hinaus wurden die wesentlichen Kennziffern der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung und deren Belastbarkeit für das Jahr 2004 diskutiert. Besondere 
Aufmerksamkeit fand die Produktivitätsentwicklung der Metall- und Elektrobranche sowie 
der Index der Verbraucherpreise und die Entwicklung des Arbeitsmarktes.  
 
Vor diesem Hintergrund beschließt die Große Tarifkommission für die Metall- und 
Elektroindustrie in Baden-Württemberg: 
Erhöhung der Löhne, Gehälter und Ausbildungsvergütungen einschließlich einer 
ERA-Strukturkomponente im Volumen von 4 %.  
 
Diese Forderung entspricht der Leistungsfähigkeit der Unternehmen, den Erwartungen der 
Beschäftigten und unterstützt die zu erwartende Konjunkturbelebung.  
 
Die Tarifkommission der IG Metall lehnt die Forderungen von Gesamtmetall und 
Südwestmetall nach Öffnungsklauseln für Vereinbarungen zwischen Betriebsräten und 
Geschäftsführungen zu tariflich geregelten Sachverhalten und nach verlängerten 
Arbeitszeiten ohne Bezahlung ab. 
 
Wer angesichts der vorhandenen Arbeitslosenzahlen einer Arbeitszeitverlängerung das 
Wort redet, macht deutlich, dass er sich seiner Verantwortung für die Arbeitsmarktpolitik 
entzieht. 
 
Wir warnen die politischen Parteien nachdrücklich davor, die Tarifautonomie und den 
Flächentarifvertrag auf dem Altar einer fragwürdigen Steuerreform zu opfern. 
 
Die Tarifautonomie und der Flächentarifvertrag waren mit die Basis für eine erfolgreiche 
Entwicklung der Wirtschaft und Gesellschaft in der Nachkriegszeit. Sie geben den 
Beschäftigten persönliche Planungssicherheit und sichern den sozialen Frieden. 
 
Die Tarifkommission fordert die Beschäftigten auf, sich aktiv für die Sicherung ihrer 
tariflichen Rechte einzusetzen. 
 


